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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Stellingen 63/Eidelstedt 70 für den
Geltungsbereich südwestlich der Kieler Straße nördlich des
Kronsaalswegs (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteile 320, 321) wird
festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Bollweg – Nordgrenzen der Flurstücke 1650 und 3045, West-
und Nordgrenze des Flurstücks 3046 der Gemarkung Eidel-
stedt, Nordwestgrenze des Flurstücks 6 der Gemarkung Stel-
lingen – Kieler Straße – Kronsaalsweg (Bezirk Eimsbüttel,
Ortsteile 320, 321).

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zu-
ständigen Bezirksamt während der Dienststunden kosten-
frei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kostener-
stattung erworben werden.

Verordnung
über den Bebauungsplan Stellingen 63/Eidelstedt 70

Vom 30. Juli 2012

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 22. Juli 2011 (BGBl. I 
S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 und § 5 Ab-
satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Ham-
burgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutz-
gesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), geändert
am 23. Dezember 2011 (HmbGVBl. 2012 S. 3), in Verbindung
mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am
6. Februar 2012 (BGBl. I S. 148, 181), sowie § 1 und § 2 Absatz 1
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006
(HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 29. Mai 2012
(HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:
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2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind,
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem ört-
lich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind.

§ 2
Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-

hende Vorschriften:

1. Im Sondergebiet „Freizeit und Einkaufen“ sind Freizeit-
einrichtungen, Anlagen für sportliche Zwecke sowie Ein-
zelhandelsbetriebe allgemein zulässig. Schank- und Speise-
wirtschaften, Anlagen für gesundheitliche Zwecke, Hand-
werksbetriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
sowie Räume für freie Berufe können ausnahmsweise zuge-
lassen werden. Für Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige
Handelsbetriebe, die Güter auch an Endverbraucher ver-
kaufen, gelten zudem folgende Einschränkungen: 
a) Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige Handelsbetriebe,

die Güter auch an Endverbraucher verkaufen, sind nur
im Erdgeschoss zulässig.

b) Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige Handelsbetriebe,
die Güter auch an Endverbraucher verkaufen, mit
nachfolgend aufgeführten zentrenrelevanten Sortimen-
ten sind nur innerhalb der mit „(2)“ bezeichneten
Fläche zulässig: 
– Textilien, Bekleidung
– Bettwaren
– Einrichtungszubehör 
– Haus-/Bett-/Tischwäsche
– Schuhe/Lederwaren
– Unterhaltungselektronikartikel, Haushaltselektro-

artikel, Bild- und Tonträger, Kommunikationselek-
tronik

– Uhren, Schmuck
– Foto, Optik
– Spielwaren, Sportartikel
– Bücher
– Papier- und Schreibwaren, Kunstgewerbe, Geschenk-

artikel
– Haushaltswaren, Glas, Porzellan 
– Fahrräder.

c) Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige Handelsbetriebe,
die Güter auch an Endverbraucher verkaufen, mit
nachfolgend aufgeführten nahversorgungsrelevanten
Sortimenten sind nur innerhalb der mit „(3)“ bezeich-
neten Flächen zulässig: 

– Nahrungs- und Genussmittel

– Drogerie- und Parfümeriewaren.

d) Großflächige Handels- und Einzelhandelsbetriebe im
Sinne des § 11 Absatz 3 der Baunutzungsverordnung in
der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133),
zuletzt geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479),
sind unzulässig. Ausnahmsweise können Betriebe im
Sinne des Satzes 1 für folgende, nicht zentrenrelevante
Sortimente zugelassen werden: 

– Baustoffe

– Anstrichmittel

– Bau-, Heimwerker- und Gartenbedarf

– Brennstoffe

– Boote

– Wohnwagen 

– Tapeten 

– Bodenbeläge 

– Möbel.

Randsortimente dürfen auf einer Fläche von höchstens
10 vom Hundert (v. H.) der jeweiligen Verkaufsfläche,
jedoch nicht mehr als 800 m2, gehandelt werden. 

2. Die im Sondergebiet zulässige Grundflächenzahl von 0,6
darf ausnahmsweise bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8
überschritten werden, wenn sichergestellt ist, dass die über
die festgesetzte Grundflächenzahl hinausgehende Grund-
fläche nicht durch Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige
Handelsbetriebe, die Güter auch an Endverbraucher ver-
kaufen, genutzt wird.

3. In den Gewerbegebieten sind Einzelhandelsbetriebe,
Tankstellen und Vergnügungsstätten unzulässig. 

a) Ausnahmsweise können in den Gewerbegebieten an
Endverbraucher gerichtete Verkaufsstellen von Hand-
werksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben zuge-
lassen werden, wenn diese in unmittelbarem räum-
lichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem
Handwerks- oder anderem Gewerbebetrieb stehen so-
wie nicht mit den unter Nummer 1 Buchstaben b und c
genannten Sortimenten handeln.

b) Ausnahmsweise können in dem mit „(D)“ bezeichne-
ten Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe, die der Nah-
versorgung des Gebietes dienen, zugelassen werden.

c) Ausnahmsweise können in dem mit „(1)“ bezeichneten
Bereich des mit „(A)“ bezeichneten Gewerbegebiets
Einzelhandelsbetriebe, die der Nahversorgung des Ge-
bietes dienen, zugelassen werden. 

4. Die festgesetzten Gehrechte umfassen die Befugnis der
Freien und Hansestadt Hamburg, allgemein zugängliche
Geh- und Radwege anzulegen und zu unterhalten. Abwei-
chungen von den festgesetzten Gehrechten können zu
gelassen werden.

5. In dem allgemeinen Wohngebiet sind Terrassen auch
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

6. In dem allgemeinen Wohngebiet sind die Wohn- und
Schlafräume zur lärmabgewandten Gebäudeseite zu orien-
tieren. Wohn- und Schlafräume in Einzimmerwohnungen
und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen.
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Wird an Gebäudeseiten ein Lärmpegel von 70 dB(A) am
Tag erreicht oder überschritten, sind vor den Fenstern der
zu dieser Gebäudeseite orientierten Wohnräume bauliche
Schallschutzmaßnahmen in Form von verglasten Vorbau-
ten (zum Beispiel verglaste Loggien, Wintergärten) oder
vergleichbare Maßnahmen vorzusehen. Für Außenberei-
che von Wohnungen ist entweder durch Orientierung an
lärmabgewandten Gebäudeseiten oder durch bauliche
Schallschutzmaßnahmen, wie zum Beispiel verglaste Vor-
bauten mit teilgeöffneten Bauteilen, sicherzustellen, dass
durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schall-
pegelminderung erreicht wird, die es ermöglicht, dass in
dem der Wohnung zugehörigen Außenbereich ein Tagpe-
gel von kleiner als 59 dB(A) erreicht wird.

7. In den Gewerbegebieten sind nur solche Betriebe und
Anlagen zulässig, deren Geräusche die in den folgenden
Tabellen angegebenen Emissionskontingente LEK nach
DIN 45691/4 „Geräuschkontingentierung“ (Die DIN 45691,
Dezember 2006, Beuth Verlag Berlin, kann im Bezirksamt
Eimsbüttel eingesehen werden) weder tags (6.00 Uhr bis
22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) über-
schreiten:

Emissionskontingent LEK in dB(A)/m2

am Tag in der Nacht
(6.00 Uhr bis (22.00 Uhr bis
22.00 Uhr) 6.00 Uhr)

GE „(A)“ 58 dB(A) 40 dB(A)
GE „(B)“ 60 dB(A) 48 dB(A)
GE „(C)“ 60 dB(A) 48 dB(A)
GE „(D)“ 54 dB(A) 36 dB(A)

Die Prüfung der Einhaltung der Emissionskontingente
erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den
Gleichungen (6) und (7) LEK,i durch LEK,i + LEK, zus zu er-
setzen ist. 

8. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bauli-
chen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Land-
schaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, insbeson-
dere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist.
Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt

des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beein-
trächtigt wird.

9. Für die zu erhaltenden Einzelbäume und flächenhaften
Baumbestände sind bei Abgang Ersatzpflanzungen mit
großkronigen Bäumen vorzunehmen. Geländeaufhöh-
ungen oder Abgrabungen unter dem Kronenbereich fest-
gesetzter Bäume sind unzulässig.

10. Für festgesetzte Gehölzanpflanzungen sowie für Ersatz-
pflanzungen sind standortgerechte Laubgehölze zu ver-
wenden und zu erhalten. Bäume müssen einen Stammum-
fang von mindestens 16 cm, im Bereich der Anpflanzungs-
gebote entlang der Kieler Straße von mindestens 25 cm,
jeweils in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufwei-
sen. Unter dem Kronenbereich jedes Baumes ist eine
offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 anzulegen
und zu begrünen.

11. In den Baugebieten ist auf den nicht überbaubaren
Flächen je angefangene 150 m2 nicht überbaubarer Fläche
mindestens ein kleinkroniger Baum oder für je angefan-
gene 300 m2 nicht überbaubarer Fläche mindestens ein
großkroniger Baum anzupflanzen.

12. Die Fläche des Anpflanzungsgebotes an der Kieler Straße
im Sondergebiet ist mit mindestens acht großkronigen
Bäumen in Reihe mit gleichmäßigem Abstand zur
Straßenverkehrsfläche zu bepflanzen. 

13. Auf den Flächen für die Erhaltung und Anpflanzung von
Bäumen an der Kieler Straße ist der Baumbestand so zu
ergänzen, dass sich geschlossene großkronige Baumgrup-
pen entwickeln. 

14. In den Baugebieten sind die Grundstücke zu öffentlichen
und privaten Grünflächen durch Sträucher oder Hecken
einzufrieden. Zäune sind nur in Verbindung mit Sträu-
chern oder Hecken zulässig.

15. In den Baugebieten sind Höhenabfangungen mit Böschun-
gen oder Stützwänden gegenüber den öffentlichen und pri-
vaten Grünflächen einzugrünen.

16. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je sechs Stell-
plätze ein Laubbaum zu pflanzen.

17. Im Sondergebiet und in den Gewerbegebieten sind min-
destens 60 v. H. der flachen und bis 20 Grad flach geneigten
Dachflächen mit einem mindestens 5 cm starken durch-
wurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.

18. In den Baugebieten sind Fassaden, die weniger als 10 m
von einer öffentlichen oder privaten Grünfläche entfernt
liegen, zu begrünen. Je 2 m Wandlänge ist mindestens eine
Pflanze zu verwenden.

§ 3
Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-

ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 30. Juli 2012.

Das Bezirksamt Eimsbüttel
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Othmarschen 40 für den Geltungs-
bereich östlich der Baurstraße und nördlich der Jürgen-Töp-
fer-Straße (Bezirk Altona, Ortsteil 219) wird festgestellt. 

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

Jürgen-Töpfer-Straße (alt: Johann-Mohr-Straße) – über die
Flurstücke 2178, 2179 und 2182, Westgrenze des Flurstücks
2182 (Baurstraße), über die Flurstücke 2182, 2179 und 2178,
Nordgrenzen der Flurstücke 3072, 3106, 3108 und 3109, Nord-,
Ost- und Südgrenze des Flurstücks 3111, über das Flurstück
2616 der Gemarkung Othmarschen.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans, die Begründung und die zusam-
menfassende Erklärung können beim örtlich zuständigen
Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt
vorhanden sind, können sie gegen Kostenerstattung erwor-
ben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem ört-
lich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. In den allgemeinen Wohngebieten werden Ausnahmen für
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nach § 4 Absatz 3
Nummern 4 und 5 der Baunutzungsverordnung in der Fas-
sung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert
am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), ausgeschlossen. 

2. In den allgemeinen Wohngebieten dürfen bei als Höchst-
maß festgesetzten sechs oder sieben Vollgeschossen ober-
halb des letzten Vollgeschosses jeweils keine weiteren
Geschosse mehr errichtet werden. 

3. Bei der Berechnung der Geschossflächen sind die Flächen
von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen als Vollge-
schossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppen-
räume und einschließlich ihrer Umfassungswände mitzu-
rechnen. Die zulässige Geschossfläche darf für Maß-
nahmen des Lärmschutzes, wie zum Beispiel verglaste
Loggien oder Wintergärten, jeweils um 1.500 m2 über-
schritten werden. 

4. In den allgemeinen Wohngebieten kann die festgesetzte
Grundflächenzahl von 0,5 für Tiefgaragen bis zu einer
Grundflächenzahl von 0,9 überschritten werden.

5. In den allgemeinen Wohngebieten sind Stellplätze mit
Ausnahme der ausgewiesenen Fläche für Stellplätze nur in
Tiefgaragen und Tiefgaragen auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig. 

6. In den allgemeinen Wohngebieten ist eine Überschreitung
der Baugrenzen durch Terrassen bis zu einer Tiefe von 5 m
sowie durch Balkone bis zu einer Tiefe von 2 m je Geschoss
auf insgesamt 50 vom Hundert (v. H.) der jeweiligen Fassa-
denbreite zulässig. 

7. Im Gewerbegebiet werden Ausnahmen für Vergnügungs-
stätten nach § 8 Absatz 3 Nummer 3 der Baunutzungs-

Verordnung
über den Bebauungsplan Othmarschen 40

Vom 3. August 2012

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 Absatz 1
und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der
Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt
geändert am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256), § 4 Absatz 3
Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bun-
desnaturschutzgesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350,
402), geändert am 23. Dezember 2011 (HmbGVBl. 2012 S. 3),
in Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundes-
naturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt
geändert am 6. Februar 2012 (BGBl. I S. 148, 181), sowie § 1
und § 2 Absatz 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 
8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 
29. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 213), wird verordnet:
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verordnung ausgeschlossen; Einzelhandelsbetriebe und
Tankstellen sind unzulässig.

8. Die festgesetzten Gebäudehöhen können in den Baugebie-
ten für Dachzugänge und technische Anlagen (wie zum
Beispiel Aufzugsüberfahrten, Zu- und Abluftanlagen, An-
lagen zur Gewinnung der Solarenergie) um bis zu 2 m
überschritten werden. Die technischen Anlagen müssen
mindestens 2 m von der Traufkante abgerückt werden und
dürfen höchstens ein Drittel der jeweiligen Dachfläche
bedecken.

9. Das festgesetzte Geh- und Leitungsrecht umfasst die Be-
fugnis der Freien und Hansestadt Hamburg, einen allge-
mein zugänglichen Weg sowie der Hamburger Stadtent-
wässerung unterirdische öffentliche Sielanlagen herzustel-
len und zu unterhalten, ferner die Befugnis der Hamburger
Wasserwerke GmbH, der Vattenfall Europe Wärme AG
sowie der Vattenfall Europe Hamburg GmbH, unterirdi-
sche Leitungen zu verlegen und zu unterhalten. 

10. Im eingeschränkten Gewerbegebiet sind nur solche Vorha-
ben (Betriebe und Anlagen) zulässig, deren Geräusche die
in den folgenden Tabellen angegebenen Emissionskontin-
gente LEK „i,k“ nach DIN 45691 „Geräuschkontingentie-
rung“ weder tags (6.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts
(22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) überschreiten:

Emissionskontingente in dB, Emissionshöhe 1 m:

Fläche LEK, tags LEK, nachts

dB(A) dB(A)

GE 1 60 49

GE 2 60 53

Für den im Plan dargestellten Richtungssektor „B“ erhöht
sich das Emissionskontingent LEK für die Fläche GE A1
um folgendes Zusatzkontingent LEK „zus, k“:

Richtungs- Abgrenzung Zusatz-
sektor k Sektor kontingent

Bezugspunkt:
RW 3559796;
HW 5936752 LEK, zus, k, tags LEK, zus, k, nachts

B 158°/42° 0 7

Für den im Plan dargestellten Richtungssektor „B“ erhöht
sich das Emissionskontingent LEK für die Fläche GE A2
um folgendes Zusatzkontingent LEK „zus, k“:

Richtungs- Abgrenzung Zusatz-
sektor k Sektor kontingent

Bezugspunkt:
RW 3559796;
HW 5936752 LEK, zus, k, tags LEK, zus, k, nachts

B 158°/42° 0 11

Die Prüfung der Einhaltung der Emissionskontingente
erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den
Gleichungen (6) und (7) LEK „i“ durch LEK „i,k“ zu erset-
zen ist. 

(Stand: Dezember 2006, Bezugsquelle: Beuth Verlag
GmbH 10772 Berlin, Auslegestelle: Bezirksamt Altona).

11. In den allgemeinen Wohngebieten sind entlang der mit
„(A)“ gekennzeichneten Fassaden vor Aufenthaltsräumen
verglaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien, Win-
tergärten), verglaste Laubengänge oder in ihrer Wirkung
vergleichbare Maßnahmen vorzusehen. Sollen die Außen-
wände dieser Räume geschlossen ausgeführt werden, müs-
sen Fenster zur lärmabgewandten Seite oder zu den verglas-
ten Vorbauten angeordnet werden, die den Anforderungen

der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 20. Dezem-
ber 2011 (HmbGVBl. S. 554), entsprechen. 

12. In den allgemeinen Wohngebieten ist bei den mit „(B)“
gekennzeichneten Gebäuden durch geeignete bauliche
Schallschutzmaßnahmen wie zum Beispiel Doppelfassa-
den, verglaste Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien,
Wintergärten), besondere Fensterkonstruktionen oder in
ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen sicherzustellen,
dass durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine
Schallpegeldifferenz erreicht wird, die es ermöglicht, dass
in Schlafräumen ein Innenraumpegel bei teilgeöffneten
Fenstern von 30 dB(A) während der Nachtzeit nicht über-
schritten wird. Erfolgt die bauliche Schallschutzmaß-
nahme in Form von verglasten Vorbauten, muss dieser
Innenraumpegel bei teilgeöffneten Bauteilen erreicht wer-
den. Wohn- und Schlafräume in Einzimmerwohnungen
und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen. 

13. In den mit „(C)“ gekennzeichneten Gebäuden sind durch
geeignete Grundrissgestaltung die Wohn- und Schlaf-
räume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen.
Sofern eine Anordnung aller Wohn- und Schlafräume
einer Wohnung an den lärmabgewandten Gebäudeseiten
nicht möglich ist, sind vorrangig die Schlafräume den
lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Für die
Räume an den lärmzugewandten Gebäudeseiten muss ein
ausreichender Schallschutz durch bauliche Maßnahmen
an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden. Wohn- und Schlafräume in
Einzimmerwohnungen und Kinderzimmer sind wie
Schlafräume zu beurteilen.

14. In den allgemeinen Wohngebieten ist für je 150 m2 der
nicht überbaubaren Grundstücksfläche mindestens ein
kleinkroniger oder für je 300 m2 mindestens ein großkro-
niger Baum zu pflanzen. Innerhalb der privaten Grün-
fläche sind zehn großkronige Bäume zu pflanzen. 

15. Im Gewerbegebiet sind mindestens 15 v. H. der Grund-
stücksfläche mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen.
Für je 200 m2 der nicht überbaubaren Grundstücksfläche
ist mindestens ein großkroniger Baum zu pflanzen.

16. Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern sind dichte Schutzpflanzungen anzulegen; auf 10 
v. H. der Fläche sind großkronige Bäume und auf 90 v. H.
der Fläche Sträucher zu verwenden. 

17. Im Gewerbegebiet ist auf ebenerdigen Stellplatzanlagen je
vier Stellplätze ein großkroniger Baum zu pflanzen. Die
Stellplatzanlagen sind mit Hecken einzufassen. 

18. In dem mit „(1)“ bezeichneten Gewerbegebiet sind die
nach Norden ausgerichteten Außenwände von Gebäuden,
deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt, sowie den Grün-
flächen zugewandte fensterlose Fassaden mit Schling- und
Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist min-
destens eine Pflanze zu verwenden. 

19. Für festgesetzte Baum- oder Strauchpflanzungen in den
allgemeinen Wohngebieten sind standortgerechte einhei-
mische Laubgehölze zu verwenden. Großkronige Bäume
müssen einen Stammumfang von mindestens 18 cm, klein-
kronige Bäume einen Stammumfang von mindestens 14 cm,
in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im
Kronenbereich dieser Bäume ist eine offene Vegetations-
fläche von mindestens 12 m2 anzulegen. Außerhalb von
öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöh-
ungen oder Abgrabungen im Kronenbereich festgesetzter
Bäume unzulässig.
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20. Dachflächen von Gebäuden sind mit einem mindestens 
8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu verse-
hen und extensiv zu begrünen. Von einer Begrünung kann
in den Bereichen abgesehen werden, die als Terrassen oder
der Belichtung, Be- und Entlüftung oder der Aufnahme
von technischen Anlagen dienen. 

21. Nicht überbaute Tiefgaragen sind mit einem mindestens
50 cm starken, durchwurzelbaren Substrataufbau zu verse-
hen und zu begrünen. Hiervon ausgenommen sind die
erforderlichen Flächen für Terrassen, Stellplätze, Wege,
Plätze und Freitreppen sowie Kinderspielflächen. Soweit

Bäume angepflanzt werden, muss auf einer Fläche von
mindestens 12 m2 je Baum die Schichtstärke mindestens 
1 m betragen.

22. Die festgesetzte Blendschutzvorrichtung ist mit Schling-
und Kletterpflanzen dauerhaft zu begrünen; je 1 m Wand-
länge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden. 

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 3. August 2012.

Das Bezirksamt Altona

1. Bachelor-Studiengänge Zulassungszahlen

1.1 Architektur  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 120,
1.2 Bauingenieurwesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 90,
1.3 Kultur der Metropole  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40,
1.4 Stadtplanung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 79.

2. Master-Studiengänge Zulassungszahlen

2.1 Architektur  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 60,
2.2 Bauingenieurwesen/Architectural Engineering . . 45,
2.3 Resource Efficiency in Architecture and Planning

(REAP) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30,
2.4 Stadtplanung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40,
2.5 Urban Design  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30.

Anlage

Zulassungsbeschränkte Studiengänge im Wintersemester 2012/2013

Verordnung
über Zulassungsbeschränkungen und Zulassungszahlen

für die HafenCity Universität Hamburg für das Wintersemester 2012/2013
Vom 7. August 2012 

Auf Grund von § 2 Absatz 1 des Hochschulzulassungsge-
setzes vom 28. Dezember 2004 (HmbGVBl. S. 515), zuletzt
geändert am 6. März 2012 (HmbGVBl. S. 131), und § 1 Num-
mer 3 der Weiterübertragungsverordnung-Hochschulwesen
vom 17. August 2004 (HmbGVBl. S. 348), zuletzt geändert am
17. April 2012 (HmbGVBl. S. 148), wird verordnet:

Einziger Paragraph
(1) An der HafenCity Universität Hamburg bestehen in den

in der Anlage aufgeführten Studiengängen im Wintersemester
2012/2013 Zulassungsbeschränkungen.

(2) Für die Zulassung in den zulassungsbeschränkten Stu-
diengängen werden zum Wintersemester 2012/2013 die in der
Anlage aufgeführten Zulassungszahlen für Erstsemester festge-
setzt.

Hamburg, den 7. August 2012.

Die Behörde für Wissenschaft und Forschung


